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Bezahlbaren Wohnraum von Genossenschaften auf Bundesimmobilien erhalten

Antrag Nr. 14-20 / A 04186 der Stadtratsfraktion DIE GRÜNEN/RL 
vom 19.06.2018, eingegangen am 19.06.2018

AZ. D HAII/V1 660-1-0252

Sehr geehrte Damen und Herren Stadträtinnen und Stadträte,

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag vom 19.06.2018 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Es wurde beantragt, dass sich Herr Oberbürgermeister mit Vertretern der Bundesregierung, 
insbesondere mit dem Finanz- und Verkehrsministerium ins Benehmen setzt, um eine zeitna-
he Lösung für den durch auslaufende Erbbaurechte drohenden Verlust von bezahlbarem ge-
nossenschaftlichen Wohnraum zu finden. 

Seit geraumer Zeit, nicht zuletzt auch in einer Pressekonferenz zum Thema „Wohnen und Mie-
terschutz“ am 25.01.2018, hat Herr Oberbürgermeister gefordert, dass der Bund in seiner Ver-
antwortung als öffentlicher Grundstückseigentümer Gewinnerzielungsabsichten hinsichtlich 
seiner Flächen zugunsten des Gemeinwohls unterordnet, dies insbesondere auch für die Flä-
chen, die im Erbbaurecht an Genossenschaften vergeben sind.
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Auf allen relevanten Ebenen - vom Deutschen Städtetag über die Spitzen der Parteien im Bun-
destag sowie über die Landesregierung und die Bundesregierung – setzt sich die Landes-
hauptstadt München für eine Veränderung der landesgesetzlichen und bundesgesetzlichen 
Rahmenbedingungen zum Mieterschutz ein.

Allerdings sind die Einwirkungsmöglichkeiten der Kommune gerade in diesem speziellen Fall 
relativ begrenzt, da es sich um privatrechtliche Vertragsverhältnisse zwischen den Baugenos-
senschaften und dem Bundeseisenbahnvermögen handelt. Die Erstzugriffsoption der Stadt auf
entbehrliche Grundstücke des Bundes bezieht sich derzeit leider nur auf Grundstücke der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben.

Um in der Sache dennoch weiter zu helfen, hat Herr Oberbürgermeister Reiter mit Schreiben 
vom 20.06.2018 den Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur (mit Abdruck an den 
Bundesminister für Finanzen) zu einem gemeinsamen Gespräch mit Vertretern der Baugenos-
senschaft nach München eingeladen (s. Anlage). Eine Antwort steht noch aus.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Damit ist die Angele-
genheit abgeschlossen.

Mit besten Grüßen

gez.
Kristina Frank
Kommunalreferentin


